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AG 6/1993 Buchbesprechungen 
auf die "Staats zugehörigkeit" (Existenz str.) und Anknüpfung 
des Gesellschaftsstatuts einer juristischen Person übertragen 
werden kann und gar bereits zu Völkergewohnheitsrecht ver­
festigt ist. Barcelona Trac/ion kann da!Ur jedenfalls nicht ins 
Feld geführt werden. Die von Höft vorgetragene Lösung, das 
genuine link auf Fälle des Rechtsmißbrauchs zu beschränken 
(S. 54). überzeugt nun vollends nicht. Ein subjektives Element, 
insbesondere eines, das abweichend von der generellen Ziel­
setzung des Völkerrechts auf den Einzelmenschen abzielt, 
widerspricht dem Wesen des Völkerrechts und der Doktrin des 
genuine link im besonderen. 
Einen interessanten Vorschlag bietet Höft an für den Streit, 
ob die Steuerrechtsfähigkeit für § 1 Abs. 1 KStG i. V. mit § 3 
Abs. 1 KStG im Wege des Rechtstypenvergleichs oder mittels 
(aus dem IPR entliehener) Sitzanknüpfung bzw. allgemein 
unter der Voraussetzung internationalgesellschaHsrechllicher 
Anerkennung zu erfolgen hat. Er stellt auf den Gleichheitssatz 
des Art. 3 Abs. 1 GG ab, den er über Art. 19 Abs. 3 GG für 
anwendbar hält. Für den Zeitraum vor der Verlegung, also für 
eine nach US-Recht gegründete Kapitalgesellschaft mit effek­
tivem Verwaltungssitz in USA, folge dies aus dem deutsch­
amerikanischen FCN-Vertrag, der Art. 19 Abs. 3 GG abbedin­
ge bzw. den dort verwandten Begriff der inländischen juristi­
schen Person el weitere (eine ausführliche Begründung fehlt; 
zuvor bereits ebenso z. B. OLG Koblenz vom 26. 2. 1985, AG 
1985, 194 [196]; F. A. Mann, The U.S. Treaty of Commerce 
wlth Germany and the German Constitution, 65 Am. J. Int'! L. 
793 [1971 j), !Ur die Zeit nach der Sitzverlegung aus Art. 19 
Abs. 3 GG direkt. Denn nunmehr liege der effektive Sitz gera­
de in der Bundesrepublik, so daß eine inländische juristische 
Person im Sinne der Bestimmung vorliege, wobei Höft zu 
Recht die in der Literatur verbreitet kumulativ geforderte deut­
sche Gründung ablehnt (S. 96-100). Der Gleichheitssatz er­
fordere eine Loslösung der Steuersubjektqualifikation von der 
internationalprivatrechtlichen "Anerkennung" Denn die kolli­
sionsrechtliche "Anerkennungs"lösung behandle wesentlich 
Gleiches ungleich, da danach im Fall der Verwaltungssitzver­
legung ein Zwang zur Übernahme ausländischer Rechtswer­
tungen besteht, während bei deutschen Rechtsgebilden eine 
Körperschallsteuersubjekteigenschalt auch bei unwirksamer 
Gründung und damit fehlender Rechtsfähigkeit bestehen 
kann. Für die Körperschaftsteuersubjektfähigkeit ausländi­
scher Rechtsgebilde entscheidet damit der Typenvergleich, 
d. h. ein Vergleich der körperschaftlichen Organisationsstruk­
tur nach dem Recht des ausländischen Heimatstaates mit den 
in §§ 1 und 3 KStG festgelegten Körperschaftskriterien. Damit 
ist wegen ihrer kapitalgesellschaltlichen Struktur die US cor­
poration - auch im sog. Genuine-link-Fall (Briefkastengesell­
schalt) - ein Körperschaflsteuersubjekt (S. 100-115). Ein ge­
wisser logischer Bruch liegt jedoch darin, daß auf einer logisch 
vor dem Rechtstypenvergleich liegenden Stufe doch eine in­
ternationalrechtliche Anknüpfung vorgenommen wird, denn 
zunächst muß das Recht bestimmt werden, dessen Rechtstyp 
mit den in §§ 1 und 3 KStG vorausgesetzten Strukturen vergli­
chen wird. Dafür wird von Höft selbstverständlich und implizit 
von der im deutsch-amerikanischen FCN-Vertrag festge­
schriebenen Gründungsanknüpfung ausgegangen. 
Die parallele Interpretation von VerwaltungSSitz und Ort der 
Geschäftsleitung (§ 10 AO) führt zu einer doppelten unbe­
schränkten Steuerpflicht der US corporation bei Verlegung des 
Verwaltungssitzes, da das US-amerikanische Bundessteuer­
recht an das Gründungsrecht anknüpft, das deutsche an Ge­
schäftsleitung oder Sitz (S. 128-130). Das neue deulsch-ame­
rikanische DBA 1989 schließt die aufgrund der Verwaltungs­
sitzverlegung doppelt ansässige US corporation vom Abkom­
mensschutz aus, der systematisch davon ausgeht, daß das 
Steuersubjekt (nur) in einem Vertragsstaat ansässig ist, um 
eine Zuordnung des vorrangigen Besteuerungsrechts vorneh­
men zu können. Dies liegt an der unterschiedlichen Anknüp­
fung im deutschen und US-amerikanischen Steuerrecht (Ort 
der Geschäftsführung vs. Gründungsort) (S. 143-157). Die 
statt dessen eingreifenden unilateralen Maßnahmen beider 
Staaten !Uhren jeweils auf Bundesebene zu einer wechselsei­
tigen Anrechnung. Die an der US corporation beteiligten Ge­
sellschafter bleiben jedoch abkommensberechligt, so daß ih­
nen für Ausschüttungen der corporation die Abkommenver­
günstigungen zukommen. Höft sieht die Hochschleusung des 
Einkommens auf das höhere deutsche Steuerniveau aufgrund 
der doppelten unbeschränkten Steuerpflicht fOr die US corpo­
ration nicht notwendig als nachteilhalt an, kommt sie doch 
auch zu den Vorteilen aus der unbeschränkten deutschen 
Steuerpflicht, wie z. B. der unmittelbaren Verrechnung von 
US-Verlusten mit positiven Einkünften in Deutschland oder der 
Anrechenbarkeit von Anrechnungsguthaben aus Beteiligun­
gen an anderen deutschen Kapitalgesellschaften auf die deut­
sche Köperschaftsteuerschuld (S. 157-168). 
Lobend hervorzuheben ist die Tatsache, daß das Werk - im 
Gegensatz zu so manch anderer Dissertation ein benutzer­
freundliches Exemplar eines Sachverzeichnisses besitzt. Ins­
gesamt findet der Leser ein lesenswertes Werk vor, das die 
Besonderheiten der amerikanisch-deutschen Verwaltungssitz­
verlegung aus internationalprivatrechtlicher und international­
steuerrechtlicher Sicht verständlich und umfassend, wenn 
auch m. E. nicht in allen Einzelpunkten mit überzeugender 
Argumentation erläutert. 
Wiss. Mitarbeiter HARTWIN BUNGERT, LL.M, 
München 
Gesellschaftsrecht in Italien. Eine Einführung mit verglei­
chenden Tabellen. Von Michael A. Hofmann. 1. Auflage. Verlag 
Rehm GmbH & Co. KG, München 1992. 84 S., iJrosch., 
28,- DM. 
Mit dem Buch von Hofmann erscheint der erste Band einer 
Reihe zum Gesellschaftsrecht der EG-Staaten. Bände zu Bel­
gien, Spanien und Portugal sind für 1993 angekündigt. Das 
Werk soll dem Zweck dienen, deutschen Unternehmen und 
Anwälten einen ersten Überblick über das italienische Gesell· 
schaltsrecht zu bieten. Vom Umfang und der Gestaltung her 
erinnert es an die in Deutschland bekannte Übersicht von 
StehleiStehle, Die rechtlichen und steuerlichen Wesensmerk­
male der verschiedenen Gesellschaftsformen, 15. Aufl. (Boor­
berg) Stutlgart 1992. Dieses trill mit dem Anspruch an, eine 
bloße GedächtnisstUtze zu geben, eine rasche Orientierung zu 
ermöglichen und als Lernhilfe zu dienen. Mehr wird man von 
einer Übersicht auf so gedrängtem Raum auch nicht erwarten 
dürfen. Sie setzt bei der gerafften Darstellung gewisse Kennt­
nisse der behandelten Materie voraus. Dies gilt auch für das 
Werk Hofmanns, das sich gerade nicht an den italienischen, 
sondern an den deutschen Juristen wendet. Es kann daher 
einen ausformulierten Text mit Grundzügen des Gesellschafts­
rechts nicht ersetzen, ihn aber ergänzen und über die in den 
Tabellen genannten Normen einen schnellen Zugriff auf das 
Gesetz ermöglichen. 
Sehr ausführlich ist die Übersicht über die italienische lite­
ratur, gegliedert in Gesetzesausgaben (ein- und zweispra­
chig), Kommentare und Monographien. Aus dem deutschen 
Schrifttum zum Italienischen Gesellschaftsrecht sind nur drei 
in der Auswahl nicht ganz nachvollziehbare - Titel (davon 
zwei zur EWIV und einer zur AG) aufgenommen. So fehlt 
insbesondere das Standardwerk zum italienischen Gesell­
schafIsrecht in deutscher Sprache, nämlich die Abhandlung 
von C%mbo in: Jura Europae, Gesellschaltsrecht, Vol. 111, 
Italien, (BecklJuris Classeur), München/Paris. Gleiches gilt für 
den Beitrag von Colombo, Die Gründung einer Tochtergesell­
schaft in Italien, in: Luller (Hrsg.), Die Gründung einer Toch­
tergesellschaft im Ausland, ZGR-Sonderheft 3, 2. Aufl. (de 
Gruyter) Berlin/New York 1988, S. 197-215. Belde Titel geben 
einen umfassenden Überblick. Nachdem sich der Autor an 
deutsche Leser wendet und Zweck des Werks gerade der 
Einstieg in eine neue Materie sein soll, wäre ein Hinweis auf 
diese und weitere Titel in deutscher Sprache hilfreich gewe­
sen. 
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Es folgt eine knappe Einleilung. die über Rechtsgrundlagen 
sowie dEm Begriff der Gesellschaft informiert und eine kurze 
Beschreibung aller Gesellschaften enthält. Die Darstellung 
berücksichtigt dabei auch schon die jüngsten Änderungen im 
italienischen Gesellschaftsrecht aufgrund der Umsetzung der 
3.. 4., 6. und 7. EG-Richtlinie (vgl. dazu etwa Marchetti. Die 
neuere italienische Gesetzgebung auf dem Gebiet des Gesell­
schaftsrechts. ZGR 1992. 545 fl.). 
Der Hauptteil des Werks besteht aus 34 tabellarischen Über­
sichten gegliedert nach Kriterien wie Rechtsgrundlagen. Allge­
meines, Gründung. Gesellschaftsvertrag. Registereintragung, 
Rechtsfähigkeit, Gesellschafter, Einpersonengesellschaft, Ka­
pital- und Mindesteinzahlung, Firma. Gesellschaftsvermögen. 
Beteiligung der Gesellschafter hieran, Einlage, Gesellschaf­
terwechse!. Haftung, Organe, Geschäftsführung. Vertretung. 
Gewinn- und Veriustbeteiligung. Entnahmerecht. Kontroll- und 
Informationsrechte der Gesellschafter, Einzelheiten zum Jah­
resabschluß. Rücklagen. Prüfung, Publizität. Verpllichtung zur 
Konkurs- und Vergleichsanmeldung. Aullösung und Beendi­
gung. Wettbewerbsverbot und Besonderheiten bei börsenno­
tierten Gesellschaften. 
Zunächst fällt auf, daß der Autor nicht alle der in der Einfüh­
rung genannten Gesellschaften in den Tabellen behandelt. So 
fehlen die Genossenschaft. die Kommanditgesellschaft auf 
Aktien und der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit. Auch 
die Umwandlung und Verschmelzung bleiben in den Übersich­
ten außer Betracht. Aufgrund der tabellarischen Anordnung 
sind die gegebenen Erläuterungen zwangsläufig knapp gehal­
ten. Das rechtfertigt freilich noch nicht. auf Hinweise zu wich­
tigen gesellschaftsrechtlichen Regelungselementen zu ver­
zichten, So erwähnt der Autor in Tabelle 14 bei der Frage der 
Übertragung von Aktien lediglich. daß die AG nur Namensak­
tien ausgeben kann, auch wird die Norm über die Suspendie­
rung der Ausgabe von Inhaberaktien genannt. Die für börsen­
notierte Gesellschaften vorgesehene stimmrechtslose Spar­
aktie. die frei übertragen werden kann. wird dagegen nur am 
Rande (Tabelle 34) erwähnt und nicht näher beschrieben, 
obwohl sie mit der steigenden Bedeutung der börsennotierten 
Gesellschaften zunehmend wichtiger wird. 
Verwirrend ist auch die gewählte Übersetzung der Bezeich­
nung der Organe. So wird der Aufsichtsrat der AG als Reviso­
remat bezeichnet. Es hätte nahegelegen. an der im Auftrage 
der Südtiroler landesregierung erstellten Übersetzung des 
Codice civile (BauerlEccherlKöniglKreuzerlZanon, Italieni­
sches Zivilgesetzbuch Codice civile [Athesia]. Bozen 1987) 
festzuhalten und die vorhandenen Unterschiede zum deut· 
sehen Recht anhand einer Kompetenzauflistung zu erläutern 
Die Kompetenzen des Aufsichtsrats werden im übrigen erst in 
Tabelle 21 unter dem unpräzisen Oberbegriff "Kontroll- und 
Informations recht der Gesellschafter" dargestellt und auch 
dort so knapp. daß Mißverständnisse entstehen können. Der 
Aufsichtsrat soll die formelle Rechtmäßigkeit der Verwaltung, 
nicht aber auch die Zweckmäßigkeit der Verwaltungsentschei­
dungen überwachen (vgl. nur HenriChlCereghetti, Das italieni­
sche Aktienrecht [Ausländische Aktiengesetze, Bd. 11. Metz­
nerJ. Frankfurt a. M. 1976, S. 32 sowie C%mbo. in: Jura 
Europae, 40.10 Nr. 79). Trotz der Überschrift der Tabelle fehlt 
auch ein Hinweis auf das den Aktionären zustehende Recht. 
Mißstände dem Aufsichtsrat oder in bestimmten schwerwie­
genden Fällen dem Gericht anzuzeigen (Art. 2408 f Ce). 
Nachdem das Gesellschaftsrecht immer stärker vom Steu­
errecht geprägt ist, kann die Wahl der Rechtsform nicht mehr 
ohne die Berücksichtigung steuerrechtlicher Fragen erfolgen. 
Um den Zweck eines Kurzüberblicks über das Gesellschafts­
recht tatsächlich zu erreichen, isl ein steuerrechtlicher Teil 
daher unverzichtbar und sein Fehlen ein Nachteil des Werks. 
Er soll jedoch laut Ankündigung in einer späteren Auflage 
behoben werden. 
Auf der letzten Umschlagseite wird das Werk als problem­
spezifische Entscheidungshille für Unternehmer und ihre Be~ 
rater beschrieben. Die derzeitige Konzeption und der oft miß· 
verständliche Inhalt stehen der Verwirklichung dieses Ziels 
entgegen. Das Werk ist mit den genannten Einschränkungen 
deshalb allenfalls als erster Einstieg zu benutzen. Sein Titel 
weckt daher zu hohe Erwartungen. Es bleibt zu hoffen, daß die 
mit Erscheinen der 1. Auflage bereits angekündigte späte­
re Auflage die gebotenen Verbesserungen enthält. 
ROlF SETHE, lL.M., Tübingen 
Bürgerliches Gesetzbuch mit Einführungsgesetz und Ne­
bengesetzen. Bd. 9: Erbrecht (§§ 1922-2385), Beurkun­
dungsgesetz. Kommentar, begründet von Hans· Theodor 
Soergel, neu herausgegeben von Wolfgang Siebert. bearbei· 
tet von Jürgen Baur, Vo/ker Beuthien und vielen anderen 
12. neubearbeitete Auflage. Verlag W. Kohlhammer, Slutt­
gartlBerlin/Köln 1992, XLIII, 2068 Seiten, Ln. 688.- DM: Sub­
skriptionspreis 628,- DM. 
Schon die bisher erschienenen Bände der 12. Auflage des 
So erg el haben in der juristischen Öffentlichkeit ein ausge· 
zeichnetes Echo gefunden. Der nunmehr erschienene Erb· 
rechtsband bestätigt diesen positiven Eindruck in vollem Um­
fang. 
Einige Beispiele: In der Einleitung von A. Stein wird im 
Grunde ein Grundriß des geltenden Erbrechts mit dem 
Schwergewicht auf dem Erbschaftsteuerrecht und dem Erb­
recht des Einigungsvertrages gegeben. In den Erläuterungen 
zu § 1922 wird sodann zutreffend Kritik an der hybriden Kon­
struktion eines postmortalen Persönlichkeitsrechts geübt 
(§ 1922 Rdnrn. 24 fl.). AUßerdem findet sich hier eine ge­
drängte Darstellung des komplexen Verhältnisses zwischen 
Erbrecht und Gesellschaflsrecht (a.a.O .. Rdnrn. 52 fl.). wobei 
mit Recht die Auffassung zurückgewiesen wird, der Gesell­
schaftsanteil falle nicht in den Nachlaß. Diese sog. Abspal­
tungsthese ist ein schönes Beispiel dafür, wohin eine sich 
verselbständigende Konstruktionslust führen muß. Noch nicht 
einmal die These, an Gesellschaftsanteilen scheide jedenfalts 
bei der OHG eine Testamentsvollstreckung aus, trifft in dieser 
Allgemeinheit zu, wie das Beispiel der bloßen Abwicklungsvoll­
streckung zeigt. Soweit eine Dauervollstreckung oder die 
Nachlaßpfiegschafl den Gesellschaftsanteil nicht erfaßt. hat 
das ganze andere Gründe, die vor allem mit der persönlichen 
Haltung der Gesellschaftererben zusammenhängen, aber 
doch nichts an der Nachlaßzugehörigkeit des Anteils zu än­
dern vermögen. Hingegen hätte man sich eine etwas kritische­
re Distanz zu dem Ausschluß der Abfindungsansprüche der 
Erben im Falle des § 138 HGB gewünscht (§ 1922 Rdnr. 52). 
Im Grunde ist für solche Regelungen in Gesellschaftsverträ­
gen kein sachlicher Grund erkennbar. die damit verbundene 
schwerwiegende Benachteiligung der Erben und der übrigen 
Nachlaßbeteiligten mithin durch nichts zu rechtfertigen. Er­
freulich hingegen wieder, wenn wenig später alle Versuche 
zurückgewiesen werden, bei der GmbH oder gar bei der AG 
die Vererblichkeit der Anteile durch die Satzung auszuschlie­
ßen (§ 1922 Rdnrn. 65 ff.). 
Insgesamt ist der Kommentar ein großer Wurf. Einer beson­
deren Empfehlung bedarf er nicht mehr. Der Platz in der 
vordersten Reihe der Erläuterungswerke zum BGB ist ihm auf 
Dauer sicher. 
Prof. Dr. VOlKER EMMERICH. Bayreuth 
.. 

